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Einleitung 

A. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 
A. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

„Das auf den ersten Blick ,rein technische‘ Zustellungsrecht gewinnt […] eine herausra-
gende Bedeutung für die Justizgewährung gegenüber Kläger und Beklagten“1 

 
Dieses Resümee von Gottwald beschreibt die – inzwischen allgemein aner-
kannte – Bedeutung der Zustellung2. Ohne sie kann ein Verfahren nicht in 
Gang gesetzt werden, sodass der Justizgewährungsanspruch des Klägers tan-
giert ist. Der Beklagte erlangt demgegenüber i.d.R. erst durch die Zustellung 
des verfahrenseinleitenden Schriftstücks Kenntnis von dem gegen ihn geführ-
ten Rechtsstreit. Durch das Zustellungsrecht wird daher ebenfalls sein An-
spruch auf rechtliches Gehör gewährleistet. Im grenzüberschreitenden Zustel-
lungsverkehr kommt es zu zusätzlichen rechtlichen und tatsächlichen Proble-
men. Zum einen sind die Souveränitätsinteressen des Empfängerstaates3 zu be-
achten. Zum anderen entstehen durch die Notwendigkeit der Einschaltung aus-
ländischer Stellen naturgemäß Verzögerungen, die das Verfahren beeinträchti-
gen können. Wegen der Sprachenvielfalt kann ferner eine zeit- und kostenauf-
wändige Übersetzung des Schriftstücks erforderlich werden. Heiderhoff 
kommt zu dem ernüchternden Ergebnis, dass die Auslandszustellung  

 
1 Gottwald, in: Habscheid/Beys (Hrsg.), Grundfragen des Zivilprozessrechts, S. 3, 21. 
2 Der Begriff der „Zustellung“ bezieht sich für die Zwecke der vorliegenden Arbeit auf 

die Zustellung von gerichtlichen und außergerichtlichen Schriftstücken in Zivil- und Han-
delssachen (vgl. Art. 1 und 2 DBA, Art. 1 Abs. 1 HZÜ, Art. 1 Abs. 1 EuZVO 2007, Art. 1 
Abs. 1 EuZVO 2020). Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Zustellung von gerichtlichen 
Schriftstücken. Außergerichtliche Schriftstücke sollen nur am Rande behandelt werden. 
Kein Gegenstand der Arbeit ist die Zustellung in Straf-, Verwaltungs- und Steuersachen. 

3 Der Begriff des „Empfängerstaates“ wird im Rahmen dieser Arbeit als Beschreibung 
für den Staat, in dem die eigentliche Zustellung an den Adressaten oder Empfänger bewirkt 
werden soll, verwendet. Er ist gleichbedeutend mit den Begriffen „Bestimmungsstaat“ 
(z.B. Art. 10 HZÜ), „Zustellungsstaat“, „Empfangsstaat“ sowie „Empfangsmitgliedstaat“ 
(z.B. Art. 15 EuZVO 2007). Demgegenüber umschreibt der Begriff „Ursprungsstaat“ den 
Staat, aus dem das Schriftstück stammt und aus dem der Zustellungsveranlasser die Zustel-
lung betreibt. Synonyme hierfür sind „Absendestaat“, „Übermittlungsstaat“ und „Übermitt-
lungsmitgliedstaat“ (z.B. Art. 13 Abs. 2 EuZVO 2007). Wenn in diesem Staat ein gerichtli-
ches Verfahren geführt wird, kann auch vom „Verfahrensstaat“, „Gerichtsstaat“ oder „Fo-
rumstaat“ gesprochen werden. 



2 Einleitung 

„weiterhin als ein zeitraubender und problematischer Teil internationaler Ge-
richtsverfahren anzusehen“4 ist. 
 Zugleich nimmt die Bedeutung der Auslandszustellung weiter zu, da die 
Zahl der grenzüberschreitenden Gerichtsverfahren in den letzten Jahren stetig 
angestiegen ist. Von den im Jahr 2021 vor den Amtsgerichten eingeleiteten 
798.529 Verfahren hatten zum Zeitpunkt der Rechtshängigkeit immerhin 5,5 % 
der Beklagten ihren Sitz im Ausland.5 In solchen Fällen ist häufig eine Aus-
landszustellung erforderlich, sodass auch die Zahl der grenzüberschreitenden 
Zustellungen weiter anwächst.6 Während im Jahr 2004 noch von 9.272 ausge-
henden und 7.063 eingehenden Rechtshilfeersuchen nach dem HZÜ berichtet 
wurde, sind die Zahlen für das Jahr 2011 auf 13.520 und 9.630 angestiegen.7 
Für die EuZVO 2007 wurden im Jahr 2009 14.463 und im Jahr 2010 16.329 
Anwendungsfälle aus Deutschland berichtet.8 Es ist angesichts der fortschrei-
tenden Globalisierung zu erwarten, dass die Zahl der grenzüberschreitenden 
Zustellungen in der Zukunft weiter zunehmen wird.9 
 Die Effektivierung der Auslandszustellung ist ein zentrales Anliegen inner-
halb der Europäischen Union. Zur Verbesserung und Beschleunigung hat der 
EU-Gesetzgeber kürzlich die EuZVO 2020 verabschiedet, welche die 

 
4 Heiderhoff, in: Basedow/Hopt/Zimmermann (Hrsg.), Handwörterbuch des europäi-

schen Privatrechts, S. 1819, 1822. 
5 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege Zivilgerichte 2021, Fachserie 10 Reihe 2.1, 

S. 30. 
6 Für die Jahre 1991–2002 lässt sich diese Entwicklung aus der Jahresübersicht des Bun-

desjustizministeriums über ausgehende und eingehende Ersuchen im Rechtshilfeverkehr in 
Zivilsachen mit dem Ausland ableiten, dazu J. Meyer, IPRax 1997, 401 (402) sowie die Ant-
wort von Deutschland auf den HZÜ-Fragebogen aus dem Jahr 2003 (mit Abdruck der Sta-
tistik aus dem Jahr 2002 in Anlage 2). In den späteren HZÜ-Fragebögen hat Deutschland 
indes erklärt, dass keine offiziellen Angaben über ein- und ausgehende Ersuchen zur Zustel-
lung geführt werden. Deshalb und weil zunehmend unmittelbare Zustellungswege an Bedeu-
tung gewinnen, ist die exakte Entwicklung der Auslandszustellung schwer nachzuvollzie-
hen. Die vom Statistischen Bundesamt angegebene Zahl von 574 verfahrenseinleitenden, 
grenzüberschreitenden Zustellungen im Rahmen von Verfahren vor den Amtsgerichten (Sta-
tistisches Bundesamt, Rechtspflege Zivilgerichte 2021, Fachserie 10 Reihe 2.1, S. 30) dürfte 
jedenfalls nicht der Realität entsprechen. Sie weicht erheblich von den anderen verfügbaren 
Zahlen, die freilich nicht auf verfahrenseinleitende Schriftstücke und Verfahren vor den 
Amtsgerichten beschränkt sind, ab. Zudem unterscheiden sich auch die Angaben der einzel-
nen Bundesländer in bedeutender Weise. 

7 Antwort von Deutschland auf den HZÜ-Fragebogen aus dem Jahr 2008, Fragen 9 a) und 
10 a) sowie Antwort von Deutschland auf den HZÜ-Fragebogen aus dem Jahr 2013, Fra-
gen 6 und 8 (jeweils unter Berufung auf freiwillige Angaben der zuständigen Stellen). Im 
Fragebogen aus dem Jahr 2019 hat Deutschland hingegen keine Angaben zur Anzahl der 
ein- und ausgehenden Ersuchen getätigt. 

8 MainStrat, Studie zur Anwendung der EuZVO 2007, S. 240. 
9 Vgl. auch die Einschätzungen von Deloitte, Study on the service of documents – Final 

Report, S. 195 ff. 
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EuZVO 2007 ersetzt und seit dem 1. Juli 2022 anwendbar ist. Die Neufassung 
beschäftigt sich hauptsächlich mit der überfälligen Digitalisierung des Zustel-
lungsrechts. Daneben kommt es zu einigen Änderungen, die zum Teil lediglich 
sprachliche Unklarheiten beseitigen, zum Teil aber auch inhaltliche Neuerun-
gen mit sich bringen. 
 Bemerkenswerterweise ist im Zustellungsverkehr mit dem Vereinigten Kö-
nigreich, der aus deutscher Sicht einen nicht unerheblichen Teil der Zustel-
lungsersuchen ausmacht,10 aufgrund des am 1. Februar 2020 erfolgten Brexits 
eine völlig gegensätzliche Entwicklung zu beobachten. Der Austritt aus der 
Europäischen Union hat nicht nur enorme politische und wirtschaftliche Kon-
sequenzen, sondern wirkt sich auch im internationalen Zustellungsrecht aus. 
Zwar ist Austrittsabkommen zwischen der Europäischen Union und dem Ver-
einigten Königreich festgelegt, dass die EuZVO 2007 im Vereinigten König-
reich und im Verhältnis zum Vereinigten Königreich bis zum 31. Dezem-
ber 2020 24:00 Uhr (MEZ) weitergilt (Art. 127 Abs. 1 S. 1, 126 BrexitAbk). 
In dem Handels- und Kooperationsabkommen, das die zukünftigen Beziehun-
gen regelt, wurde das internationale Zustellungsrecht allerdings nicht berück-
sichtigt, sodass es am 1. Januar 2021 zu einem sog. „sektoralen Hard-Brexit“11 
gekommen ist und die EuZVO keine Anwendung mehr findet. 
 Die Auswirkungen des Brexits auf grenzüberschreitende Zustellungen sind 
im Schrifttum bislang nur am Rande diskutiert worden. Der Fokus der deut-
schen12 und britischen13 Autoren liegt vielmehr auf dem Zuständigkeits- sowie 

 
10 Im Jahr 2002 macht er 4,2 % der ausgehenden und 0,2 % der eingehenden Ersuchen 

aus, siehe die Jahresübersicht 2002 über ausgehende und eingehende Ersuchen im Rechts-
hilfeverkehr in Zivilsachen mit dem Ausland, Anhang 2 der Antwort von Deutschland auf 
den HZÜ-Fragebogen aus dem Jahr 2003. Die geringe Anzahl der eingehenden Ersuchen aus 
dem Vereinigten Königreich dürfte damit zusammenhängen, dass viele britische Schriftstü-
cke über unmittelbare Zustellungswege übermittelt wurden. 

11 Vgl. Ungerer, NJW 2021, 1270: „sektorale[r] ‚harte[r] Brexit‘“. 
12 Ausführlich Sonnentag, Die Konsequenzen des Brexits. Zusammenfassende Beiträge 

mit dem Schwerpunkt des internationalen Zivilverfahrensrechts finden sich u.a. bei Hess, 
IPRax 2016, 409; ders., EuZPR, Rn. 5.82 ff.; Mankowski, EuZW-Sonderheft 2020/1, 3; Un-
gerer, in: Kramme/Baldus/Schmidt-Kessel (Hrsg.), Brexit, S. 605 Rn. 2 ff.; ders., 
NJW 2021, 1270; Hau, MDR 2021, 521; Lein, ZVerglRW 120 (2021), 1; dies., in: Leible/
Terhechte (Hrsg.), Europäisches Rechtsschutz- und Verfahrensrecht, § 34; Schack, IZVR, 
Rn. 147 ff.; Steinbrück/Lieberknecht, EuZW 2021, 517. Speziell zum internationalen Fami-
lienverfahrensrecht Dutta, FamRZ 2017, 1030; ders., CFLQ 29 (2017), 199 (auch zum an-
wendbaren Recht); Gottwald, FamRZ 2020, 965; Schrom, FamRZ 2020, 1988; von Bary, 
FamRZ 2021, 342; Erb-Klünemann, FamRB 2021, 168; Mankowski, NZFam 2021, 237 
(243 ff.). 

13 Ausführlich Ahmed, Brexit and the Future of PIL. Ferner Aikens/Dinsmore, EBLR 27 
(2016), 903; Dickinson, JPIL 12 (2016), 195; ders., IPRax 2021, 213; Carruthers, Scots Law 
Times 21 (2017), 105; Crawford/Carruthers, European Papers 3 (2018), 183; Baughen, in: 
Soyer/Tettenborn (Hrsg.), Maritime liabilities in a global and regional context, S. 202; 
Briggs, RDIPP 2019, 261. 
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dem Anerkennungs- und Vollstreckungsrecht. Der Brexit wirft allerdings auch 
für das Recht der internationalen Zustellung interessante Fragestellungen auf. 
So ist etwa problematisch, ob der Brexit zum „Wiederaufleben“ des deutsch-
britischen Rechtshilfeabkommens führt. Dies ist speziell für den deutsch-briti-
schen14 Zustellungsverkehr von enormer Bedeutung, da das Abkommen anders 
als das HZÜ keine Vorbehaltsmöglichkeit gegen die unmittelbaren Zustel-
lungswege vorsieht und mithin weitere Zustellungswege ermöglichen würde.15 
 Ziel dieser Arbeit ist es deshalb, angesichts des Brexits den deutsch-briti-
schen Zustellungsverkehr näher zu untersuchen.16 Ein besonderer Fokus soll 
dabei darauf liegen, die im Schrifttum bestehende Lücke zu schließen und die 
Auswirkungen des Brexits zu behandeln. Dabei wird allerdings nicht beim sta-
tus quo stehen geblieben, sondern auch diskutiert, wie die Rechtslage de lege 
ferenda wieder verbessert werden könnte. Soweit auf die Rechtsvorschriften 
im Vereinigten Königreich einzugehen ist, steht das englische Recht17 im Vor-
dergrund. Allerdings soll auch die schottische und nordirische Rechtslage nicht 
außer Betracht bleiben. 

B. Gang der Untersuchung 
B. Gang der Untersuchung 
Kapitel 1 widmet sich den Grundlagen des Zustellungsrechts im deutsch-briti-
schen Rechtsverkehr. Zunächst werden der Begriff und die Bedeutung der Zu-
stellung für Gerichtsverfahren in Deutschland und im Vereinigten Königreich 
verglichen. Sodann wird auf die konfligierenden Interessen im Zustellungs-
recht – den Justizgewährungsanspruch des Zustellungsinteressenten, den An-
spruch des Zustellungsempfängers auf rechtliches Gehör und den Grundsatz 
der Prozessökonomie – eingegangen und die Problemfelder bei grenzüber-
schreitenden Zustellungen herausgearbeitet. Einer kritischen Untersuchung be-
darf das in Deutschland vorherrschende Verständnis der Zustellung als  

 
14 Das Adjektiv „britisch“ bezieht sich für die Zwecke dieser Arbeit nicht nur auf Groß-

britannien (also England, Wales und Schottland), sondern auf das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland. 

15 Anders ist dies im – hier nicht näher zu thematisierenden – Recht der grenzüberschrei-
tenden Beweisaufnahme. Art. 8 ff. DBA, welche die Beweisaufnahme regeln, bieten gegen-
über den Regelungen des HBÜ keinerlei praktische Vorteile, Steinbrück/Lieberknecht, 
EuZW 2021, 517 (522). Freilich kommt es allerdings zu erheblichen Rückschritten gegen-
über der EuBVO 2001 und EuBVO 2020. 

16 Die speziellen Regelungen zur Zustellung, welche die EuBagatellVO, die EuMahnVO 
und die EuVTVO enthalten, sollen dabei außer Betracht gelassen werden. Literaturhinweise 
hierzu finden sich in Kap. 4 D. (S. 291 f.). Zu den Auswirkungen des Brexits auf Mahn- und 
Bagatellverfahren Hau, MDR 2021, 521 Rn. 13 ff. 

17 Der Begriff des „englischen Rechts“ bezieht sich auf das Rechtssystem für England 
und Wales. 
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Hoheitsakt sowie die Handhabung dieses Souveränitätsverständnisses. Der an-
schließende rechtsvergleichende Überblick über die nationalen Zustellungs-
vorschriften zeigt die Besonderheiten der jeweiligen Rechtsordnungen auf und 
legt die Grundlagen für die Untersuchung des Unions- und Völkervertrags-
rechts. 
 Kapitel 2 setzt sich mit der Entwicklung des internationalen Zustellungs-
rechts im deutsch-britischen Rechtsverkehr bis zum Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der Europäischen Union auseinander. Zunächst wird kurz die 
vor dem Jahr 1929 geltende Rechtslage dargestellt, die durch das autonome 
internationale Zivilverfahrensrecht geprägt war. Anschließend werden die Re-
gelungen des deutsch-britischen Rechtshilfeabkommens näher beleuchtet, be-
vor auf das HZÜ eingegangen wird. Zuletzt liegt der Fokus auf den Entwick-
lungen des Zustellungsrechts innerhalb der Europäischen Union. Bei den ein-
zelnen Rechtsakten soll jeweils kurz auf die Entstehungsgeschichte eingegan-
gen werden, bevor dann der Anwendungsbereich und die Zustellungswege nä-
her untersucht werden. Freilich ist auch das Verhältnis der Rechtsakte zueinan-
der von Bedeutung. 
 Anschließend behandelt Kapitel 3 die Auswirkungen des Brexits auf die Zu-
stellung von Schriftstücken im deutsch-britischen Rechtsverkehr. Als Einfüh-
rung dient eine Darstellung zu den Grundlagen des Brexits. Sodann wird er-
mittelt, welche Rechtslage nach Ablauf der im Austrittsabkommen geregelten 
Übergangsfrist (vgl. Art. 126, 127 Abs. 1 lit. a BrexitAbk) gilt. Die maßgebli-
che Übergangsvorschrift für grenzüberschreitende Zustellungen in Art. 68 lit. a 
BrexitAbk wird dabei nur selten zur Anwendung gelangen. Von zentraler Be-
deutung ist hingegen die Frage, ob das deutsch-britische Rechtshilfeabkommen 
durch den Brexit „wiederauflebt“. Als rechtliche Grundlage für die Beendi-
gung des Abkommens kommen unter anderem die völkerrechtlichen Rechtsfi-
guren der desuetudo und Obsoleszenz in Betracht, die deshalb näher betrachtet 
werden müssen. Ein weiterer Schwerpunkt des Kapitels liegt auf dem Ver-
gleich der derzeit geltenden Rechtslage mit der Rechtslage vor dem Brexit. Der 
Vergleich orientiert sich an den in Kapitel 1 dargestellten Zwecken und Inte-
ressen, die das internationale Zustellungsrecht verfolgt. Es wird aufgezeigt, 
dass der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union den 
Justizgewährungsanspruch des Zustellungsinteressen, den Anspruch des Zu-
stellungsempfängers auf rechtliches Gehör und die Prozessökonomie 
schwächt. Das Defizit im Vergleich zum Zustellungsverkehr mit den EU-Mit-
gliedstaaten wird ferner dadurch verstärkt, dass am 1. Juli 2022 die 
EuZVO 2020 in Kraft getreten ist. Die Arbeit untersucht die Verbesserungen 
der reformierten Verordnung, die im Verhältnis zum Vereinigten Königreich 
keine Anwendung findet. Der Fokus der Neufassung liegt auf der Digitalisie-
rung des Zustellungsverkehrs. Zum Vergleich wird auch die Nutzung der mo-
dernen Kommunikationsmittel im HZÜ aus rechtlicher und praktischer Sicht 
behandelt. 
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 Kapitel 4 widmet sich abschließend den Entwicklungsperspektiven des in-
ternationalen Zustellungsrechts im deutsch-britischen Rechtsverkehr. Den In-
teressen der Rechtssuchenden entspricht eine Lösung im Verhältnis zwischen 
der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich, die zur Wiederan-
wendung der EuZVO führt. Allerdings sind mit dieser Lösung auch einige 
Probleme verbunden, die näher untersucht werden sollen. Diskutiert wird auch 
der Abschluss eines neuen völkerrechtlichen Vertrages zwischen der Europäi-
schen Union und dem Vereinigten Königreich. Anschließend wird betrachtet, 
inwiefern eine Reform des HZÜ den deutsch-britischen Zustellungsverkehr 
verbessern könnte. Die Arbeit setzt sich auch mit Lösungsmöglichkeiten im 
bilateralen Verhältnis zwischen Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
auseinander. Zuletzt wird kurz auf die „Utopie“18 eines vereinheitlichten Zu-
stellungsrechts eingegangen

 
18 G. Geimer, Neuordnung des internationalen Zustellungsrechts, S. 2. 



 

 
 
 

Kapitel 1 
A. Begriff und Bedeutung der Zustellung 

Die Grundlagen des Zustellungsrechts im deutsch-
britischen Rechtsverkehr 

A. Begriff und Bedeutung der Zustellung 

I. Zustellungsbegriff 

Der Begriff der Zustellung ist im deutschen Recht seit dem Zustellungsreform-
gesetz in § 166 Abs. 1 ZPO legaldefiniert: „Zustellung ist die Bekanntgabe ei-
nes Schriftstücks an eine Person in der in diesem Titel bestimmten Form.“ Die 
Beurkundung (vgl. § 182 ZPO) ist somit – anders als vor der Reform1 – kein 
konstitutiver Bestandteil der Zustellung mehr. Sie dient lediglich dem Nach-
weis des Zustellungsvorgangs (Beweisfunktion) und ihr Fehlen führt nicht zu 
dessen Unwirksamkeit.2 Ziel dieser Änderung war es, die tatsächliche Gele-
genheit des Adressaten zur Kenntnisnahme des Schriftstücks in den Vorder-
grund zu stellen und die Nutzung moderner Kommunikationsmittel zu ermög-
lichen.3 
 In England und Wales fehlt es hingegen an einer Legaldefinition des Zustel-
lungsbegriffs.4 Zustellung (service) wird jedoch allgemein als das Verfahren 
verstanden, mit dem eine Partei versucht, ein Schriftstück einer anderen Partei 
zur Kenntnis zu bringen.5 Primärer Zweck ist es somit, dem Adressaten Kennt-
nis vom Schriftstück zu verschaffen.6 Die Möglichkeit der Kenntnisnahme 
steht auch im schottischen Recht im Vordergrund. Unter Zustellung wird der 
tatsächliche Erhalt der Klageschrift (summons) oder eines anderen Schrift-
stücks durch den defender oder respondent verstanden, durch den dieser über 

 
1 Zur früheren Definition der Rechtsprechung BGH v. 24.11.1977 – III ZR 1/76, 

NJW 1978, 1858. Vgl. auch RG v. 21.3.1929 – VI B 7/29, RGZ 124, 22 (24 ff.). 
2 Statt aller Begründung zum Entwurf des ZustRG, in: BT‑Drs. 14/4554, S. 15, 22; 

HK‑ZPO/Siebert, § 166 ZPO Rn. 1; MüKoZPO/Häublein/M. Müller, § 166 ZPO Rn. 3. 
3 Begründung zum Entwurf des ZustRG, in: BT‑Drs. 14/4554, S. 15. Zum letzteren As-

pekt auch Stadler, IPRax 2002, 471; Musielak/Voit/Wittschier, § 166 ZPO Rn. 2. 
4 Asia Pacific (HK) Ltd & Ors v. Hanjin Shipping Co Ltd [2005] 2 C.L.C. 747 Rn. 20. 
5 Coulson, The White Book 2023 – Volume 1, Section A Rn. 6.3.1 und Section E Rn. 1.1 

(Glossary); Hickinbottom, Blackstone's Civil Practice, Rn. 15.1. 
6 Olafsson v. Gissurarson [2008] 1 W.L.R. 2016 Rn. 55; Abela v. Baadarani [2013] 1 

W.L.R. 2043 Rn. 37; Stoute v. LTA Operations Ltd [2015] 1 W.L.R. 79 Rn. 40. 
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ein Gerichtsverfahren, eine Entscheidung, eine Ladung und/oder andere Ge-
richtstermine informiert wird.7 Zuletzt steht auch in Nordirland die Gewähr-
leistung der Information über das Verfahren und dessen Fortgang im Mittel-
punkt. Zustellung ist ein allgemeiner Begriff für die Schritte, die erforderlich 
sind, um den Verfahrensbeteiligten gerichtsbezogene Dokumente zur Kenntnis 
zu bringen.8 

II. Bedeutung der Zustellung 

1. Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks 

In einem Zivilprozess ist die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schrift-
stücks von zentraler Bedeutung. Im Regelfall erlangt der Beklagte erst durch 
sie Kenntnis von dem gegen ihn geführten Rechtsstreit. 

a) Eintritt der Rechtshängigkeit 

Die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks ist häufig mit dem 
Eintritt der Rechtshängigkeit der Streitsache verbunden. In einem deutschen 
Zivilprozess begründet die Einreichung der Klageschrift bei Gericht lediglich 
die Anhängigkeit der Streitsache. Die Rechtshängigkeit wird hingegen erst 
durch die Klageerhebung, also zum Zeitpunkt der Zustellung der Klageschrift 
(§§ 253 Abs. 1, 271 Abs. 1 ZPO), begründet (§ 261 Abs. 1 ZPO). 
 In England und Wales wird ein Verfahren dadurch eingeleitet, dass das Ge-
richt auf Antrag des Klägers ein spezielles Formblatt (claim form) ausstellt 
(Rule 7.2 (1) CPR). Innerhalb einer Frist von vier Monaten muss sodann der 
maßgebliche Schritt aus der Tabelle in Rule 7.5 (1) CPR vorgenommen wer-
den. Dieser ist eng mit der Zustellung verknüpft, es kommt jedoch nicht mehr 
darauf an, ob die Zustellung der claim form innerhalb der Frist erfolgt.9 Wenn 
die Zustellung im Ausland erforderlich ist,10 verlängert sich die Frist auf sechs 
Monate, allerdings ist der tatsächliche Zustellungszeitpunkt maßgeblich 
(Rule 7.5 (2) CPR). Ob die Rechtshängigkeit auch in einem englischen Prozess 
erst mit der Zustellung der claim form oder bereits mit dessen Ausstellung ein-
tritt, ist umstritten.11 

 
7 Informationen zu Schottland, in: Europäische Kommission (Hrsg.), Europäisches 

Justizielles Netz, Zustellung von Schriftstücken, e-justice.europa.eu, unter 1. 
8 Informationen zu Nordirland, in: Europäische Kommission (Hrsg.), Europäisches 

Justizielles Netz, Zustellung von Schriftstücken, e-justice.europa.eu, unter 1. 
9 Anders noch die bis zum 31.9.2008 geltende Fassung, dazu Coulson, The White Book 

2023 – Volume 1, Section A Rn. 7.5.1. 
10 Dazu Brightside Group Ltd v. RSM UK Audit LLP [2017] 1 W.L.R. 1943 Rn. 18; Ken-

nedy v. National Trust for Scotland [2018] 1 WLUK 158 Rn. 11: Rule 7.5 (2) CPR erfasst 
auch die Zustellung in Schottland und Nordirland. 

11 Das Problem stellte sich im englischen Recht bis zum Beitritt des Vereinigten König-
reichs zum EuGVÜ nicht. Die Entscheidungen der Gerichte sind uneinheitlich, dazu schon 



 A. Begriff und Bedeutung der Zustellung  9 

 In Schottland wird das Verfahren durch die Einreichung der Klageschrift 
(summons) beim Outer House des Court of Session anhängig gemacht 
(Rule 13.1 CSR). Das Gericht versieht die Klageschrift mit einem Siegel (sig-
net; Rule 13.5 (1) CSR), das den Kläger oder dessen Anwalt zur Zustellung an 
den Beklagten ermächtigt (Rule 13.6 (a) CSR). Die Rechtshängigkeit der 
Streitsache wird erst durch die erfolgreiche Zustellung an den Beklagten be-
gründet.12 Wenn diese nicht innerhalb von einem Jahr und einem Tag vorge-
nommen wird, erledigt sich das Gerichtsverfahren (Rule 13.7 (2) CSR). 
 In Nordirland wird ein Verfahren vor dem High Court grundsätzlich durch 
die Ausstellung des writ eingeleitet (Order 5 R. 1 und 2 RCJ). Der Kläger hat 
denn zwölf Monate Zeit, die Zustellung nach Order 10 RCJ zu bewirken (Or-
der 6 R. 7 (1) RCJ). Die Frage der Rechtshängigkeit ist entsprechend zum eng-
lischen Recht zu lösen.13 
 Die Frage, ob und wann ein Rechtsstreit rechtshängig geworden ist, kann im 
grenzüberschreitenden Rechtsverkehr Bedeutung erlangen, wenn parallel meh-
rere konkurrierende Gerichtsverfahren eingeleitet werden (sog. „positiver 
Kompetenzkonflikt“). Aus deutscher Sicht setzt sich im Grundsatz das Verfah-
ren durch, das früher eingeleitet wurde (sog. „Prioritätstest"; vgl. Art. 29 und 
33 Brüssel Ia-VO, § 261 Abs. 3 Nr. 1 ZPO analog14).15 Eine in Deutschland 
eingereichte Klage droht somit durch ein ausländisches Verfahren „überholt“ 
zu werden, wenn das dortige Recht die Rechtshängigkeit an die Klageeinrei-
chung knüpft oder die Zustellung im ausländischen Verfahren eine kürzere Zeit 

 
Dohm, Einrede ausländischer Rechtshängigkeit, S. 118 ff. Für die Zustellung (wohl h.M.): 
Dresser U.K. Ltd. v. Falcongate Freight Management Ltd. (The Duke of Yare) [1992] 
Q.B. 502 (514 ff.); Neste Chemicals v. DK Line (The Sargasso) [1994] C.L.C. 358 (361 f.); 
Molins Plc. v. G.D. S.p.A. [2000] 1 W.L.R. 1741 Rn. 35; Tavoulareas v. Tsavliris (The Atlas 
Pride) [2004] 1 C.L.C. 423 Rn. 7; Cameron v. Liverpool Victoria Insurance Co Ltd [2019] 1 
W.L.R. 1471 Rn. 14. Für die Ausstellung der claim form: Canada Trust Co v. Stolzenberg 
(No. 2) [2002] 1 A.C. 1 (10 ff.); Phillips v. Symes [2008] 1 W.L.R. 180 Rn. 42 ff. 

12 Smith v. Conner & Co. Ltd. Scots Law Times 1979, 25 (26 f.); Schlosser, Bericht zum 
Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des VKs zum EuGVÜ, in: Amtsblatt 
Nr. C 59 vom 5.3.1979, S. 71 Rn. 182. 

13 Vgl. Dohm, Einrede ausländischer Rechtshängigkeit, S. 122, der davon ausgeht, dass 
sich die nordirischen Gerichte an der Dresser-Entscheidung orientieren werden. Mit der 
wohl herrschenden Meinung ist somit auf die Zustellung des writ abzustellen. 

14 Im internationalen Kontext ist § 261 Abs. 3 Nr. 1 ZPO – mit der Einschränkung, dass 
mit der Anerkennung der ausländischen Entscheidung zu rechnen sein muss – analog anzu-
wenden, BGH v. 16.6.1982 – IVb ZR 720/80, FamRZ 1982, 917; v. 10.10.1985 – I ZR 1/83, 
NJW 1986, 2195; v. 18.3.1987 – IVb ZR 24/86, NJW 1987, 3083; MüKoZPO/Becker-Eber-
hard, § 261 ZPO Rn. 73; R. Geimer, IZPR, Rn. 2688 m.w.N. A.A. Schütze, NJW 1963, 
1486; ders., RabelsZ 31 (1967), 233 (243 ff.). Zum Streitstand Reuß, JURA 2009, 1 (4). 

15 Siehe zu diesen Vorschriften und den Unterschieden ausführlich Linke/Hau, IZVR, 
Rn. 7.6 ff.; Schack, IZVR, Rn. 894 ff. 
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in Anspruch nimmt.16 Im Anwendungsbereich des Europarechts wird dieses 
Problem dadurch gelöst, dass der für den Prioritätstest maßgebliche Zeitpunkt 
verordnungsautonom bestimmt wird und somit Besonderheiten des nationalen 
Rechts außer Betracht bleiben (vgl. Art. 32 Brüssel Ia-VO).17 Im autonomen 
deutschen Recht nimmt die herrschende Meinung die Gefahr einer solchen 
Überholung durch das ausländische Gerichtsverfahren hingegen hin und be-
stimmt den für den Prioritätstest maßgeblichen Zeitpunkt anhand der dortigen 
lex fori.18 
 Nach dem Brexit werden Prozesse, bei denen sich die internationale Zustän-
digkeit der deutschen Gerichte aus Art. 4 oder Art. 7–9 Brüssel Ia-VO ergibt, 
aus deutscher Sicht nach Art. 33 Brüssel Ia-VO behandelt.19 Auch hier ist der 
Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung verordnungsautonom nach Art. 32 Brüs-
sel Ia-VO zu bestimmen. In allen anderen Fällen, insbesondere wenn die inter-
nationale Zuständigkeit aus dem autonomen Recht folgt, ist auf § 261 Abs. 3 
Nr. 1 ZPO analog zurückzugreifen. Hier kommt es maßgeblich auf eine 
schnelle Zustellung (im Ausland) an, da ansonsten eine Überholung durch ein 
konkurrierendes britisches Verfahren droht. Die englischen Gerichte werden 
demgegenüber stets die forum non conveniens-Doktrin in der lis alibi pendens-
Fallgruppe anwenden und somit nicht nach der zeitlichen Priorität der Verfah-
renseinleitung entscheiden.20 

b) Fristwahrung und Fristanlauf 

Die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks dient in den nationa-
len Rechtsordnungen einerseits der Fristwahrung, andererseits setzt sie Fristen 
in Gang, die für den Fortgang des Prozesses und die Verteidigung des Beklag-
ten von Bedeutung sind. 

 
16 R. Geimer, NJW 1987, 3085; ders., IZPR, Rn. 2699 f.; ders., in: FS Schütze 1999, 

S. 205, 210 (speziell zum deutsch-britischen Rechtsverkehr). 
17 Dazu BGH v. 13.9.2016 – VI ZB 21/15, NJW 2017, 564 Rn. 22 ff. Auch hier können 

Formalitäten der Zustellung Bedeutung erlangen, da die Vorschrift darauf abstellt, dass der 
Kläger „es in der Folge nicht versäumt, die ihm obliegenden Maßnahmen zu treffen, um die 
Zustellung des Schriftstücks an den Bekl. zu bewirken“. 

18 BGH v. 9.10.1985 – IVb ZR 36/84, NJW 1986, 662 (663); v. 18.3.1987 – IVb ZR 
24/86, NJW 1987, 3083 (3083 f.); v. 12.2.1992 – XII ZR 25/91, NJW‑RR 1992, 642 (643); 
Stein/Jonas/H. Roth, § 261 ZPO Rn. 60. Zu Recht kritisch Linke, IPRax 1982, 229; R. Gei-
mer, NJW 1987, 3085; ders., IZPR, Rn. 2701; Heiderhoff, IPRax 1999, 392 (394); Linke/
Hau, IZVR, Rn. 7.28. 

19 Zur Rechtslage bei „positiven Kompetenzkonflikten“ nach dem Brexit Sonnentag, Die 
Konsequenzen des Brexits, S. 104 f.; Hau, MDR 2021, 521 Rn. 8 f. Siehe zur maßgeblichen 
Übergangsvorschrift des Art. 67 Abs. 1 BrexitAbk auch R. Wagner, IPRax 2021, 2 (6 f.). 

20 Hau, MDR 2021, 521 Rn. 9. Ausführlich zur Behandlung von lis alibi pendens-Fällen 
Hayward, Conflict of Laws, S. 33 f. 
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